ey 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


en Nr. 193535 


Cr. 6561.) Geſetz, betreffend die Regelung der direkten Beſteuerung in dem Fürſtenthume 
: Hohenzollern-Hechingen. Vom 22. Februar 1867. 5 ̃ e 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen de ni 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: N N 2 


H. 1. 


In dem Fürſtenthume Hohenzollern Hechingen werden von dem durch 
bis längſtens den 1. Januar 1870. feſtzuſetzenden Zeit⸗ 


J. folgende daſelbſt zur Zeit beſtehende Abgaben aufgehoben: 
1) die Grund- und Häuſerſteuer, 8 85 
2) die Schatzung der Stadt Hechingen, 
3) die Gefällſteuer, : 
4) die Patentſteuer und die Der — vom Eiſenhandel, 


vom Handel mit Senſen, von Scheerenſchleifern, Keſſelflickern und 
von Oelmühlen, 


5) die Kapitalſteuer, 

6) die Beſoldungsſteuer, 

7) die Abgabe von Hunden, iz 
8) die Acciſe vom Schlachten und Schächten und von Gypsmühlen, 
I) das Brückgeld zu Schlatt und zu Biſingen ; i == 


gegen 5 - 
II. die in dem Fürſtenthume Hohenzollern⸗Sigmaringen beſtehenden direkten 

Steuern, mik Einſchluß der Abgabe von en eingeführt, 
ahrgang 1867. (Nr. 6561.) 7 


Ausgegeben zu Berlin den 9, März 1867. 


* * 


— 270 — 
De 2 
Von demſelben Zeitpunkte ab ($. 1.) treten im Fürſtenthume Hechingen 
die für das Fürſtenthum Sigmaringen ergangenen Geſetze: 
1) über die Normen der direkten Beſteuerung vom 30. Auguſt 1834. 
(Sigmaringenſche Geſetz-Samml. Bd. 4. S. 95.) , 
2) die Abgabe von Hunden betreffend, vom 19. Januar 1843. (a. a. O. 
Bd. 6. S. 268.), 
3) das Verfahren in Steuer⸗Beſchwerdeſachen betreffend, vom 4. März 
1835. (a. a. O. Bd. 4. S. 223.) , e 
mit den dieſe Geſetze erläuternden, ergänzenden und abändernden, in dem Fürſten⸗ 


thume Sigmaringen zur Anwendung kommenden geſetzlichen Vorſchriften unter 
den nachſtehend in den §d. 3. bis 8. beſtimmten Maaßgaben in Kraft. 


$. 3. 


Reſidenz⸗ und in ſammt den dazu gehörigen Nebengebäuden, 
welche ſich im Beſitze der Mitglieder des Königlichen Hauſes oder eines der bei⸗ 
den Hohenzollernſchen Fürſtenhäuſer befinden, ſind von der Gebäudebeſteuerung 
in den Hohenzollernſchen Landen ausgenommen. 


$. 4. 
Die Grundſteuerveranlagung im Fürſtenthume Hohenzollern⸗Hechingen iſt 
im Anſchluß an die durch das heſetz vom 11. Apr 1859. (Geſetz-Samml. 
S. 190.) angeordnete Parzellar⸗Landesvermeſſung unter Anwendung der fol: 
genden Beſtimmungen zur Ausführung zu bringen: 

I. Der den Maaßſtab der Beſteuerung bildende Nutzungswerth nach Abzug 
der etwaigen Reallaſten ($. 19. des Geſetzes vom 30. Auguſt 1834. über 
die Normen der direkten Beſteuerung) wird in verhältnißmäßiger Gleichheit 
mit den bei der Grundſteuerveranlagung im Fürſtenthume Hohenzollern⸗ 

Sigmaringen ermittelten und in dem Grundſteuerkataſter nachgewieſenen 
Nutzungswerthen von Grundſtücken gleicher Extragsfähigkeit feſtgeſtellt 

II. Sofern in einzelnen Fällen Behufs Herſtellung der Gleichmäßigkeit der 

Einſchätzung (zu I. vorſtehend) eine ſpezielle Reinertragsberechnung für 
die erſte Klaſſe der Aecker, Wieſen und Waldungen ($. 31. deffaben 
Geſetzes) angelegt werden ſollte, wird dieſelbe unter Anwendung der bei 
der Grundſteuerveranlagung im Fürſtenthume Hohenzollern⸗Sigmaringen 
N gelegten Werths⸗, Nohertrags- und Koſten-Anſätze aus 
geführt. 
Die Schätzungsdeputationen ($. 7. deſſelben Geſetzes) werden aus An⸗ 
gehörigen beider Fürſtenthümer zuſammengeſetzt. 


. 5. 


Die Beſtzer derjenigen Grundſtücke, welche nach der bisherigen Steuer- 
i e 


von dem im H. 1. bezeichneten Zeikpunkte ab zu entrichtenden en 


3 
N 
: 


verfaſſung des Fürſtenthums Hohenzollern⸗ echingen von der Grundſteuer befreit 8 5 


geblieben ſind und bei Ausführung dieſes Geſetzes zu Grundſteuer herangezogen 
werden, erhalten eine aus der Kaſſe der Hohenzollernſchen Lande zu zahlende Ent⸗ 
ſchädigung. Letztere iſt nach Maaßgabe der von den bisher befreiten ien On 
rund⸗ 
ſteuern in verhältnißmäßig gleicher Höhe mit denjenigen Entſchädigungsbeträgen 
feſtzuſetzen, welche auf Grund des ae Abſatzes im F. 18 des Geſezes Lom 
21. Mai 1861., betreffend die für die Aufhebung der Grundſteuerbefreiungen und 
Bevorzugungen zu gewährende Entſchädigung (Geſetz-Samml. S. 325.), den 
Beſitzern bisher befreiter und bevorzugter Grundſtücke nach Maaßgabe der vom 
1. Januar 1865. mehr zu übernehmenden Grundſteuer zu Theil werden. Alle 
Anſprüche auf Gewährung einer Entſchädigung ſind bei der Regierung zu Sig⸗ 
maringen binnen einer durch das Amtsblatt bekannt zu machenden Peseluftorait 
von drei Monaten anzubringen und werden durch die im $. 19. des gedachten 
Geſetzes vom 21. Mai 1861. (Geſetz-Samml. S. 325.) angeordnete Kommiſſion 
endgültig feſtgeſtellt. 6 


Die Entſchädigung tritt bezüglich derjenigen Grundſtücke nicht ein, 5 
welche nach rechtsgültigen Verträgen eine Verpflichtung zur Uebernahme der 
Grundſteuer ohne weitere Entſchädigung beſteht. 


8 2 
Die Koſten, welche durch die Ausführung dieſes Geſetzes mit Einſchluß der 
Grundſteuerveranlagung (F. 4.) entſtehen, ſind aus der Kaſſe der Hohenzollern⸗ 
ſchen Lande zu entnehmen. 9 8 


Der Beginn des Veranlagungsjahres ſoll für alle, nach Jahresperioden 
u veranlagenden Staatsſteuern in den Hohenzollernſchen Landen nach den von 
ben Finanzminiſter zu ertheilenden näheren Beſtimmungen auf den Anfang des 
Kalenderjahres feſtgeſetzt werden. 


Der Finanzminister iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 22. Februar 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr, 6561—6562) 37* a (Nr. 6562.) 


r. 6562 Geſetz, betreffend die Beſtrafung der unbefugten Aneignung von Bernſtein, und ; 
= die Abänderung der Beſtimmungen im Zuſatz 228. des Oſtpreußiſchen 
Provinzialrechtes. Vom 22. Februar 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


a „mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: f 
5 Artikel J. 


Wer Bernſtein, ohne zu deſſen Gewinnung befugt zu ſein, in der Abſicht 
in Beſitz nimmt, ſich ſolchen rechtswidrig zuzueignen, wird mit Geldbuße bis zu 
Einhundert Thalern oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten beſtraft. 

Der Verſuch, die Theilnahme, die Hehlerei und die Begünſtigung wird 
mit gleicher Strafe beſtraft. 

Artikel I. 


So weit in einzelnen Landestheilen gegen das unbefugte Aneignen oder 
das Verheimlichen von Bernſtein noch Strafheſtimmungen in Geltung ſind, treten 
dieſelben außer Kraft. 

Artikel III. 


Die rechtswidrige Zueignung ſchon gewonnenen Bernſteins iſt nach den 
Beſtimmungen des Strafgeſetzbuches über Diebſtahl oder Unterſchlagung zu beſtrafen. 


Artikel IV. 


An die Stelle der $$. 1. bis 13. des Zuſatzes 228. des Provinzialrechtes 
für Oſtpreußen, Litthauen, Ermeland und den Marienwerderſchen landräthlichen 
Kreis treten folgende Beſtimmungen: 

$. 1. Der Bernſtein, gleichviel ob er in der Oſtſee und am Strande derſelben, 
ſowie im Friſchen und im Kuriſchen Haffe gefunden wird, oder im Binnen⸗ 
lande vorkommt, iſt ein vorbehaltenes Eigenthum des Staates. : 
$. 2. Wer, ohne zum Bernſteinſammeln befugt zu ſein, ſolchen zufällig auf⸗ 

n falle findet oder gräbt, hat alle Rechte und Pflichten eines Finders 

5 ALS Landrecht Theil I. Titel 9. $$. 19. bis 22. und $$. 43. 
is 72.). Su 


Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem | 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 22. Februar 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6563.) 


= 


(Nr. 6563.) Verordnung, betreffend die Organiſation der Verwaltungsbehörden in dem 
vormaligen Kurfürſtenthume Heſſen, in dem vormaligen Herzogthume 
Naſſau, in der vormals freien Stadt Frankfurt und in den bisher Baye⸗ 
riſchen und Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheilen. Vom 22. Fe⸗ 
bruar 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


ST 


Aus nachſtehend bezeichneten, durch das Geſetz vom 20. September 1866. 
(Geſetz-Samml. S. 555.) und durch das Geſetz vom 24. Dezember 1866. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 876.) mit Unſerer Monarchie vereinigten Gebieten: 


1) dem ehemaligen Kurfürſtenthum Heſſen, 


2) den bisher Bayerifchen Gebietstheilen, Bezirksamt Gersfeld und Land⸗ 
gerichtsbezirk Orb ohne Aura, 


3) aus dem bisher Großherzoglich Heſſiſchen Kreiſe Vöhl, einſchließlich der 
Enklaven Eimelrod und Höringhauſen, 


wird ein Verwaltungs bezirk unter dem Namen: „Regierungsbezirk Kaſſel “ gebildet. 
Die Regierung dieſes Bezirks hat ihren Sitz in Kaſſel. 
$. 2. 


Aus nachſtehend aufgeführten, durch dieſelben Geſetze mit der Monarchie 
vereinigten Landestheilen: 


„» dem ehemaligen Herzogthum Naſſau, 

2 der ehemals freien Stadt Frankfurt, 
ſowie aus folgenden bisher Großherzoglich Heſſiſchen Gebieten: 

— ) dem ehemals Landgräflich Heſſen-Homburgiſchen Amte Homburg, 
/ dem Kreiſe Biedenkopf, 


5) dem nordweſtlichen Theile des Kreiſes Gießen, welcher die Orte Frankenbach, 
Krumbach, Königsberg, Fellingshauſen, Bieber, Haina, Rodheim, Wald⸗ 
girmes, Naunheym und Herrmannſtein mit ihren Gemarkungen umfaßt, 

6) aus dem Ortsbezirk Rödelheim, 


7) aus dem bisher unter Großherzoglich Heſſiſcher Souverainetät geſtandenen 
Theile des Ortsbezirkes Nieder⸗Arſel, | 
wird ein Verwaltungsbezirk gebildet, welcher die Benennung: „Regierungsbezirk 
Wiesbaden“ erhält. Die Regierung dieſes Bezirks hat ihren Sitz in a 
Gr. 6563.) es. 


Der Wee Kaſſel Bi, b vocbehellt sig 09 5 Sufannmenlegun | 
2 a in 23 Kreiſe getheilt, welche folgende Benennung und Begrenzung 
erhalten: i 


1) Stadtkreis Kaſſel, umfaßt den bisherigen Stadtbezirk Kaſſel, 


2) Landkreis Kaſſel, umfaßt den bisherigen Kurheſſiſchen Kreis Kaſſel ohne 
die Stadt Kaſſel, 


3) Kreis Eſchwege, 
4) Kreis Fritzlar, 

5) Kreis Hofgeismar, 
6) Kreis Homberg, 

7) Kreis Melſungen, 
8) Kreis Rotenburg, 
9) Kreis Witzenhauſen, 
10) Kreis Wolfhagen, 


11) Kreis Marburg (ad 3. bis 11. die bisherigen Kurheſſiſchen Kreiſe gleichen 5 
Namens), 


12) Kreis Frankenberg, umfaßt den 1 8 Kreis Frankenberg mit dem 


Kreiſe Vöhl und den Enklaven Eimelrod und Höringhauſen, 
13) Kreis Kirchhain, d 


= 14) Kreis Ziegenhain, 
15) Kreis Fulda, 
16) Kreis Hersfeld, 
17) Kreis Hünfeld, 
18) Kreis Hanau (ad 13. bis 18. die gleichnamigen bisherigen Kreiſe), 


1 Kreis Gelnhauſen, umfaßt 0 en frühen, & Kurheſſiſchen Kreis ae 
mit dem vormals Bayeri ezirke Orb | 


20) Kreis Schlüchtern, 15 gleichnamige Kreis, 
21) Kreis Schmalkalden, f 


22) Kreis Rinteln (ad 21. und 22. die Bezirke der früheren Sue 
Regierungskommiſſionen zu Schmalkalden und Rinteln), a 


23) Kreis Gersfeld, gebildet aus dem bisher Bayeriſchen Bezirksamte ı 
Namens. | N 


. 
N Der Regierungsbezirk Wiesbaden wird in 12 Kreiſe getheilt, welche folgende 
Benennung und Ausdehnung erhalten: ö 
. 1) Dill⸗Kreis, beſteht aus den bisherigen Aemtern Dillenburg und Her⸗ 
2 born, mit der Kreisſtadt Dillenburg, 
2) Ober⸗Weſterwald⸗Kreis, aus den Aemtern Hachenburg, Marienberg und 
Rennerod, mit der Kreisſtadt Marienberg, 


3) Unter⸗Weſterwald⸗Kreis, aus den Aemtern Selters, Montabaur und 
Walmerod, mit der Kreisſtadt Montabaur, 


4) Ober⸗Lahn⸗Kreis, aus den Aemtern Weilburg, Hadamar und Runkel, 
mit der Kreisſtadt Weilburg, 


5) Unter - Lahr - Kreis, aus den Aemtern Limburg, Dietz, Naſſau und 
Naſtädten, mit der Kreisſtadt Dietz, i 

6) Rheingau⸗Kreis, aus den Aemtern Braubach, St. Goarshauſen, Rüdes⸗ 
heim und Eltville, mit der Kreisſtadt Rüdesheim, 

7) Stadtkreis Wiesbaden, aus dem Stadtbezirke Wiesbaden, 

. 8) Landkreis Wiesbaden (Main⸗Kreis), aus den Aemtern Wiesbaden, Hoch⸗ 

heim, Höchſt und dem ehemals Großherzoglich Heſſiſchen Ortsbezirke 

Rödelheim, mit der Kreisſtadt Wiesbaden, 


„j) TTT. TNERE 


. 9) Anter⸗Taunus⸗Kreis, aus den Aemtern Langen⸗Schwalbach, Wehen 
; und Idſtein, mit der Kreisſtadt Langen- Schwalbach, | 
Ä 10) Ober - Taunus - Kreis, aus den Aemtern Ufingen, Königſtein und dem 
5 vormals Landgräflich Heſſiſchen Amte Homburg, mit der Kreisſtadt 
i Homburg, 

| 11) Stadtkreis Frankfurt a. M., gebildet aus dem bisherigen Stadt⸗ und 
N Landgebiete der vormaligen freien Stadt Frankfurt, unter Zulegung des 
0 bisher unter Großherzoglich Heſſiſcher Souverainetät geſtandenen Theiles 
. des Ortsbezirks Nieder⸗Urſel, 


12) Hinterland⸗Kreis, beſteht aus dem Kreiſe Biedenkopf und den Ortſchaften 
im nordweſtlichen Theile des Kreiſes Gießen (conf. §. 2. sub Nr. 5.). 


8.5. 


Die Regierungen beſtehen a aus drei Abtheilungen: einer Abtheilung 
des Innern, einer Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen, und einer Abtheilung 
für direkte Steuern, Domainen und Forſten. Sie werden zuſammengeſetzt aus 
einem Präſidenten, drei Ober⸗Regierungsräthen und der erforderlichen Anzahl 
von Räthen und techniſchen Mitgliedern. a 5 
Or. 6568.) ö $. 6. 


$. 6. 

Der Wirkungskreis der Regierungen umfaßt die Verwaltung aller derje⸗ 
nigen eee ihres Bezirks, welche in den alten Provinzen den Regie⸗ 
rungen überwieſen ſind. Sie verwalten die ihnen übertragenen Geſchäfte nach 
Maaßgabe der Inſtruktion für die Geſchäftsführung der Regierungen vom 
23. Oktober 1817. (Geſetz-Samml. S. 248.) und der zu derſelben ergangenen 
erläuternden, ergänzenden und abändernden Beſtimmungen. 


$. 7. 


An die Spitze eines jeden ländlichen Kreiſes wird ein Landrath geſtellt, 
welcher vorbehaltlich der Einführung eines Präſentationsrechts Seitens der künf⸗ 
tigen Kreisvertretung durch Uns ernannt wird. In den Stadtkreiſen werden die 
landräthlichen Funktionen von dem Gemeindevorſtande, beziehungsweiſe von dem 
Polizeipräſidenten oder Polizeidirektor wahrgenommen. 


§. 8. 


Der Landrath iſt das Organ, deſſen die Regierung in allen Theilen der 
Verwaltung zur Vollziehung ihrer Verfügungen ſich bedient, inſoweit nicht an⸗ 
dere von ihm nicht abhängige Behörden dazu berufen ſind. Er führt ſeine Ver⸗ 
waltung in dem Umfange wie die Landräthe in den übrigen Provinzen der 
Monarchie und nach den für dieſe beſtehenden Vorſchriften, ſofern und ſo lange 
nicht ſpezielle innerhalb ſeines Verwaltungsbezirks beſtehende Einrichtungen und 
geltende Geſetze oder Anordnungen eine Abweichung bedingen. Insbeſondere 
gehen auf den Landrath über: 


1) alle Funktionen der Landräthe in denjenigen Fällen, in welchen nach den 
in den beiden Regierungsbezirken eingeführten oder noch einzuführenden 
altländiſchen Geſetzen, Verordnungen und Einrichtungen die Mitwirkung 
des Kreislandraths eintritt; g 


2) im Bereiche des ehemaligen Kurfürſtenthums Heſſen die Funktionen, 
welche bisher die Landräthe geübt haben; 


3) im Bereiche des ehemaligen Herzogthums Naſſau die Funktionen, welche 
ſeither den Aemtern als Verwaltungsbehörden zuſtanden, ſoweit ſie nicht 
nach $. 9. den Amtmännern verbleiben, - 


4) in den übrigen im $. 1. und 2. aufgeführten Gebietstheilen die Funk⸗ 
tionen der bisherigen Kreis- oder Bezirksbehörde. 


F. 9. 


In dem Gebiete des ehemaligen Herzogthums Naſſau und des Amts 
Homburg bleiben die Amtsbezirke als engere Verwaltungsbezirke in ihrer bis⸗ 
1 egrenzung beſtehen. An die Spitze eines ſolchen Amtsbezirks wird ein 
mimann geftellt, dem die Aufſicht über die Handhabung der Ortspolizei in ſei⸗ 
nem 


nem Bezirke obliegt, und welcher zugleich als Organ des Landrathes für alle dem 
letzteren übertragenen Geſchäftszweige fungirt. Derſelbe bereitet die von dem 
Bezirksrathe zu faſſenden Beſchlüſſe vor und führt in demſelben den Vorſitz, ſo⸗ 
fern nicht der Landrath zugegen iſt und die Leitung der n übernimmt. 
Die Kompetenz und Gerchäftsfähtung des Amtmanns wird eine befondere In⸗ 
ſtruktion regeln. 


3 . 10. 


Die Einfügung der Regierungsbezirke Kaſſel und Wiesbaden in einen 
Provinzialverband bleibt vorbehalten. Einſtweilen werden dem Präſidenten der 
Regierung zu Kaſſel auch die 1 eines Oberpräſidenten für beide Re⸗ 
gierungsbezirke übertragen. Sein Wirkungskreis als ſolcher begreift die Ver⸗ 
15 9 aller derjenigen Angelegenheiten in ſich, welche in dem 1 Theile 
der Monarchie dem Oberpräſidenten zu eigener Verwaltung oder in Stellvertre⸗ 
tung der oberſten Staatsbehörden und als Ober⸗Aufſichtsbehörde übertragen 
ſind. Er führt u: Verwaltung nach Vorſchrift der Inſtruktion für die Ober⸗ 
9 1 vom 31. Dezember 1825. (Geſetz Samml. von 1826. S. 1.) und 
er zu derſelben ergangenen ergänzenden Beſtimmungen, und erläßt ſeine Ver⸗ 
fügungen unter der Unterſchrift: „Königliches Oberpräſidium zu Kaſſel.“ 


GL, 


Die Organe, welche in Bezug auf die Verwaltung des Kirchen⸗ und 
Schulweſens und der Medizinalpolizei beſtehen, werden, ſoweit ihre Funktionen 
nicht inſtruktionsmäßig auf die neu zu errichtenden Behörden übergehen, in ihrer 
bisherigen 7 beibehalten. Die Einſetzung eines Konſiſtoriums für beide 
Regierungsbezirke, eines e eines e e einer Be⸗ 
hörde für die Verwaltung der indirekten Steuern und Zölle, ſowie einer Aus⸗ 
einanderſetzungsbehörde bleibt vorbehalten. 


95 1 


Für das ehemalige Herzogthum Naſſau tritt eine ſofortige Trennung der 
Rechtspflege von der Verwaltung auch für die unterſte Inſtanz ein. In den 
Amtsbezirken wird fortan die Rechtspflege von beſonders damit beauftragten 
richterlichen Beamten, übrigens in bisheriger Weiſe, gehandhabt werden. 


$. 13. 


Die neuen Verwaltungsbehörden erheben bis auf Weiteres auch ferner für 
Rechnung der Staatskaſſe diejenigen Sporteln, Taxen und Stempel, welche von 


den Behörden, an deren Stelle ſie treten, nach den hierüber in dem betreffenden 


Gebiete geltenden Geſetzen und Verordnungen erhoben ſind. 


3 
Die zur Zeit beſtehenden Behörden bleiben bis zur Einſetzung der neuen 
Behörden in ihrer bisherigen Wirkſamkeit. 5 
Jahrgong 1867. (Nr, 6563—6564,) 38 Der 


* 


— 


Das Stnatöminiterium wird mit dem Voltzug Sf Verbidrg be⸗ 


duſtragk 

„De Erlaß der erforderlichen Dienſt⸗ und Geſchäfts⸗ In ruktionen bleibt 
a betheiligten Miniſterien überlaſſen. a \ 

= Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhän ändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 22. Februar 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


Gr. Se Allerhöchſter Erlaß vom 22. Februar 1867., betreffend die Ueberweiſung der 
Forſte Treis und Ebsdorf hinſichtlich der darin vorkommenden va 
Jagd⸗ und Fiſchereifrevel an das Juſizamt in Fronhauſen. 


Ihren Bericht vom 20. Februar d J. beſtimme Ich, daß die durch die 


Eh Verordnung vom 1. März 1834. dem nunmehr aufgelöſten Juſtiz⸗ 


x 


Treis an der Lumbde übertragene Gerichtsbarkeit hinſichtlich der in den 


rſten Treis und n begangenen Forſt⸗, Jagd⸗ und Fiſchereifrevel hin- 
ſoweit die genannten 
id, durch das Juſttzant in Fronhauſen ausgeübt werden ſoll. 


Berlin, den 22. Februar 1867. 
5 5 | | Wilhelm. 


Gr. zur Lippe. 


orſten nicht an Heſſen⸗Darmſtadt abgetreten mo 
| Dr 


Einziger Artikel. , 

Die im Artikel 48. des Geſetzes über das a, in Strafſachen vom 

16. September 1856. vorgeſehene Privatklage des Verletzten findet mit den im 

dritten und vierten Abſatze daſelbſt bezeichneten Maaßgaben auch bei HN 

zugefügten leichten Körperverletzungen oder Mißhandlungen (Strafgeſetzbuch 
5 95 187. 189.) ſtatt. 5 „% 


i den Jus unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 e „„ 
i Gegeben Berlin, den 25. Februar 1867. i 
ni (Ss) 8 
Gr zür Sißß ft 


ekanntmachung De m 1867, betreffend 
das mit der Königlich Sächſiſchen Regierung getroffene Abkommen zur 
CCrtrgänzung des Artikels 44. der zwiſchen Preußen und Sachſen beſtehenden 
UAioebereinkunft zur Beförderung der Rechtspflege vom 14. Oktober (30. No- 
vember) 1839. Vom 27. Februar 1867. i 


Inn der Königlich Preußischen und der Königlich Sächsischen Regierung 
iſt in Ergänzung des Artikels 44. der Uebereinkunft zur Beförderung der Rechts⸗ 
pflege vom 14. Oktober (30. November) 1839. die Vereinbarung getroffen worden: 


daß auch die durch Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit entſtan⸗ 
denen Koſten, wenn ſolche von dem zuſtändigen Gerichte des einen Staates 
nach den dort geltenden Vorſchriften feſtgeſetzt und ausdrücklich für bei⸗ 
treibungsfähig erklärt worden ſind, auf Verlangen dieſes Gerichts in dem 
anderen Staate von den daſelbſt ſich aufhaltenden Schuldnern ohne 
Weiteres im Hülfsverfahren (exekutiviſch) eingezogen werden ſollen. 


Berlin, den 13. Februar 1867. d 


Der Koͤniglich Preußiſche Prasident des Staatsminiſteriums und 
Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. 


925 Vorſtehende Miniſterial⸗Erklärung wird, nachdem ſolche gegen eine ent⸗ 
ſprechende Erklärung der Königlich Sächſſt en Regierung vom 16. d. M. aus⸗ 
gewechſelt worden iſt, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. f 


Berlin, den 27. Februar 1867. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
Im Auftrage: 
v. Thile. 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 


i Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 5 
ER (R. v. Decker). 7 N 
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